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Dem entspricht auch das allgemeine Wendeverbot auf 
Autobahnen. Dem Kraftverkehr ist in der Regel eine 
gleichbleibend hohe Fahrgeschwindigkeit erlaubt, was 
außergewöhnlich unvermittelte Eingriffe in den Fähr­
betrieb nur dann zuläßt, wenn sie unumgänglich und im 
voraus angekündigt sind. Diese, den Fährbetrieb auf einer 
Autobahn allgemein kennzeichnenden Umstände hätte der 
Angeklagte bei seinen Überlegungen, ob sich ihm eine 
Wendemöglichkeit bietet, einbeziehen müssen. Die ihm in 
Aussicht gestellte und von ihm vermutete Wendemöglich­
keit durfte und konnte er danach nicht erwarten. Sie wäre 
außergewöhnlich gewesen, wenn sie nicht vorsorglich im 
voraus durch ein mit' Zusatzzeichen (Bild 409 Anlage 2 
StVO) versehenes Vorschriftszeichen (Bild 234 Anlage 2 
StVO) angekündigt worden wäre. Sie wäre auch nicht 
durch Verkehrsleiteinrichtungen, etwa durch eine geson­
derte Fahrspur, abgesichert gewesen.

Daraus ergab sich die für ihn erkennbare Schlußfolge­
rung, daß er mit einer geregelten Wendemöglichkeit nicht 
rechnen darf und daß eine erhebliche Minderung der Ge­
schwindigkeit auf der Überholspur, für die keinerlei 
erkennbare Notwendigkeit vorlag, geeignet ist, eine Behin­
derung oder auch Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs 
zu bewirken. Das erste ist bereits dann der Fall, wenn der 
nachfolgende Verkehr genötigt wird, auf die Minderung 
der Geschwindigkeit zu reagieren. Fuhr er im Kolonnen­
verkehr, verbietet ihm das Gesetz überdies ausdrücklich 
ein starkes Bremsen (§ 12 Abs. 4 StVO). Allein das Aus­
schauhalten auf der Überholspur der Autobahn nach einem 
vermuteten Verkehrszeichen, das ohne Beachtung des nach­
folgenden Verkehrs erfolgt, kann weder eine erhebliche 
Geschwindigkeitsminderung noch ein starkes Bremsen 
rechtfertigen. Ob und inwieweit der Angeklagte in dem 
dargelegten Sinne Rechtsvorschriften verletzt hat, bedarf 
einer ergänzenden Aufklärung des Sachverhalts, insbeson­
dere der Feststellung der vom Angeklagten vorgenomme­
nen Geschwindigkeitsherabsetzung. Da diese nur an­
nähernd zu ermitteln ist, wird zugunsten des Angeklag­
ten die nach den Umständen höchste Geschwindigkeit fest­
zustellen sein.

Eine ergänzende Aufklärung des Sachverhalts ist ferner 
notwendig in der Frage, ob und inwieweit der Zeuge F. 
infolge Unaufmerksamkeit und ungenügender Zuwendung 
zum Verkehrsgeschehen den Auffahrunfall mit verursacht 
hat (Wird ausgeführt.)

Wird eine vom Angeklagten begangene unfallursäch­
liche Rechtspflichtverletzung in dem dargelegten Sinne 
festgestellt, ist für die erneut vorzunehmende Strafzumes­
sung von Bedeutung, daß er sich ihrer zur Tatzeit nicht 
bewußt war, weil er sich seine Pflichten infolge verant­
wortungsloser Gleichgültigkeit nicht bewußt gemacht hat 
(§ 8 Abs. 2 StGB). Ein anderer Schluß läßt sich aus dem 
bisherigen Beweisergebnis nicht ableiten. Schon aus diesem 
Grunde kann nach ständiger Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts eine rücksichtslose Verletzung von Bestimmungen 
zum Schutze von Leben und Gesundheit oder Eigentum 
anderer nicht vorliegen. Im Beschluß des Präsidiums des 
Obersten Gerichts zu einigen Fragen der gerichtlichen 
Tätigkeit in Verkehrsstrafsachen vom 15. März 1978 (NJ 
1978, Heft 5, S. 229) wird dazu in Abschn. I Ziff. 3 fest­
gestellt, daß die Anwendung der Straferschwernis nach 
§ 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB, 1. Alternative nur bei bewußter 
Pflichtverletzung (§§ 7 oder 8 Abs. 1 StGB) zum Zuge 
kommen kann. Ausgehend von den Umständen der Tat 
und ihrer Schwere, einschließlich der eingetretenen schwer­
wiegenden Folgen, wird unter Beachtung der Grundsätze 
der Strafzumessung (§ 61 Abs. 1 und 2 StGB) eine Verur­
teilung auf Bewährung eine ausreichende Maßnahme sein. 
Durch ihre Wirksamkeit unterstützende Zusatzstrafen ist 
sie zu ergänzen.

§§ 61, 230 StPO.

Zum Recht des Angeklagten, sich in jeder Lage des Ver­
fahrens eines Verteidigers zu bedienen, und zur Befragung 
des Angeklagten nach Zeugenvernehmungen.
BG Cottbus, Urteil vom 4. März 1981 - 001 BSB 36/81.
Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen eines Ver­
gehens der Vergewaltigung gemäß § 121 Abs. 1 StGB zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt. Gleichzeitig wurde die 
ihm gewährte Strafaussetzung auf Bewährung aus einem 
früheren Urteil widerrufen.

Gegen das Urteil richtet sich die Berufung des Ange­
klagten, mit der Verletzung des Rechts auf Verteidigung 
gerügt wird.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das in der Verfassung der DDR garantierte Recht auf Ver­
teidigung ist ein grundlegendes Recht eines Angeklagten, 
das in jedem Stadium des Verfahrens zu wahren ist. Der 
Angeklagte ist gemäß § 61 Abs. 1 StPO berechtigt, sich in 
jeder Lage des Verfahrens eines Verteidigers zu bedienen. 
Der Angeklagte war zur Tatzeit noch jugendlich. In dem 
vorhergehenden Strafverfahren gegen ihn wurde ihm ein 
Jugendbeistand beigeordnet und sogar ein Rechtsanwalt 
bestellt. Im jetzigen Verfahren konnte er erst aus der Ter­
minsladung ersehen, daß ihm entgegen der in der Anklage­
schrift erhobenen Forderung kein Jugendbeistand bestellt 
wurde, weil er inzwischen das 18. Lebensjahr vollendet 
hatte. Er hat daraufhin unverzüglich einen Rechtsanwalt 
angeschrieben, der ihm jedoch einen Tag vor der Haupt­
verhandlung eine schriftliche Absage erteilte. Der Auf­
fassung des Kreisgerichts, der Angeklagte verzögere be­
wußt die Verhandlung, weil er erst zu diesem Zeitpunkt 
einen Verteidiger wählte, ist nicht beizupflichten. Das 
Kreisgericht hat entgegen der Forderung des § 217 Abs. 4 
StPO nicht über den Antrag des Angeklagten auf Anbe­
raumung einer erneuten Hauptverhandlung entschieden.

Zur Gewährleistung des Rechts des Angeklagten auf 
Verteidigung gehört auch, daß ihm das Gericht Gelegenheit 
gibt, sich zu den Beweismitteln zu äußern und seine Auf­
fassung zu ihrer Richtigkeit darzulegen bzw. Einwendun­
gen dagegen vorzubringen. Nach dem Verhandlungsproto­
koll, das gemäß §§ 263 Abs. 2, 254 Abs. 1 StPO die Einhal­
tung aller zwingenden Verfahrensvorschriften nachweisen 
muß, ist der Angeklagte nach der Vernehmung der Zeugen 
und des Kollekivvertreters sowie nach der Verlesung 
seiner eigenen Aussagen und der Verlesung von weiteren 
Beweismitteln nicht befragt worden, ob er dazu Erklärun­
gen abzugeben habe. Das ist aber in § 230 StPO zwingend 
vorgeschrieben.
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Die in der internationalen Reihe „Zur Kritik der bürger­
lichen Ideologie und des Revisionismus“ erschienene Ar­
beit des slowakischen Rechtswissenschaftlers Lazar befaßt 
sich mit dem zentralen Gegenstand der bürgerlichen 
Rechtstheorie: der juristisch-ideologischen Legitimierung 
des kapitalistischen Privateigentums an den Produktions­
mitteln. Für die Bearbeitung der Thematik erweist es sich 
als günstig, daß sich Lazar vornehmlich mit den Eigen­
tumsauffassungen in der bürgerlichen Rechtstheorie der 
BRD auseinandersetzt: Zum einen hat gerade die deutsche 
bürgerliche Rechtslehre eine detaillierte juristische Apolo­
gie des kapitalistischen Eigentums ausgearbeitet, die auch 
weite Verbreitung in anderen kapitalistischen Ländern 
gefunden hat. Zum anderen steht die bürgerliche Rechts­
lehre der imperialistischen BRD in vorderster Reihe bei 
der juristisch-ideologischen Verteidigung des kapitalisti-


